
Vorzeitiger vorhabenbezogener Bebauungsplan "Bürgersolarpark Ringfurth" - 2. Entwurf

I. umweltrelevante Stellungnahmen

1. Ministerium für Infrastuktur und Digitales vom 12.08.2024
Schutzgut Mensch
- das Plangebiet liegt im Vorbehaltsgebiet Tourismus und Erholung des Regionalplanes 

Altmark
Schutzgut Flora
- das Plangebiet liegt im Vorbehaltsgebiet Aufforstung und im Bereich des Aufbaus eines öko-

logischen Verbundsystems des Regionalplanes Altmark

2. Landesbetrieb für Hochwasserschutz und Wasserwirtschaft vom07.08.2024
Schutzgut Wasser
- die Plangebietsflächen liegen außerhalb von Überflutungsflächen HQ100 als auch 

HQextrem

3. Landkreis Stendal vom 15.08.2024
Schutzgut Flora
- zur Bewertung der Eingriffsfolgen ist das Bewertungsmodell LSA anzuwenden
- die Schaffung einer Artenvielfalt und Biodiversität setzt voraus, daß entsprechende Abstände

zwischen den Modulreihen und Abstände zwischen Boden und Modulunterkanten 
eingehalten werden

- die Sichtschutzpflanzungen sind mit einheimischen Gehölzen auszuführen
- Bestandsfeldwege sollen außerhalb der Anlageneinzäunung liegen
Schutzgut Flora (Wald)
- forstwirtschaftliche Bealnge werden nicht berührt
Schutzgut Fauna
- die Bauarbeiten sind auf den Zeitraum außerhalb der Brut- und Aufzuchtszeiten von Vögeln

zu beschränken
- eine Betroffenheit der Feldlerche ist vorhanden
- es ist zu untersuchen, ob eine Betroffenheit von Zug- und Rastvögeln besteht
- Maßnahmen zum Schutz der Feldlerche könnten auch der Zauneidechse zugutekommen
- es sind Querungshilfen für Wildtiere anzulegen
Schutzgut Wasser
- Oberflächengewässer werden nicht berührt
- das Plangebiet liegt außerhalb von festgesetzten Überschwemmungsgebieten und auch vor-

läufig festgesetzten Überschwemmungsgebieten
- es liegt außerhalb eines Trinkwasserschutzgebietes 
Schutzgut Boden
- es wurde keine Belastung mit Kampfmitteln festgestellt
- anfallender Mutterboden ist zu erhalten und wieder einzubauen
- Versiegelungen sind auf das notwendige Maß zu beschränken
- nach Nutzungsaufgabe ist die PV-Anlage zurückzubauen
- die landwirtschaftliche Folgenutzung ist vertraglich sicherzustellen
Schutzgut Kultur- und Sachgüter
- es bestehen begründete Anhaltspunkte, daß bisher unbekannte Bedendenkmale entdeckt 

werden, da sich das Plangebiet im Bereich des sogenannten Altsiedellandes liegt, es sind 
entsprechende Erkundungen und Dokumentationen vorzuschalten 

Schutzgut Landschaft
- PV-Freiflächenanlagen erzeugen Emissionen durch Reflexionen und Blendung, so daß 

Blendschutzmaßnahmen vorzusehen sind
Schutzgut Schutzgebiete
- das FFH-Gebiet "Elbaue bei Bertingen" liegt ca. 350 m von der Vorhabenfläche entfernt.
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4. Landesamt für Denkmalpflege und Archäologie Sachsen-Anhalt vom 26.07.2024
Schutzgut Kultur- und Sachgüter
- das Plangebiet liegt außerhalb von bereits festgestellen Bodendenkmalbereichen
- es bestehen begründete Anhaltspunkte, daß bisher unbekannte Bedendenkmale entdeckt 

werden, da sich das Plangebiet im Bereich des sogenannten Altsiedellandes der Elbe liegt, 
es sind entsprechende Erkundungen und Dokumentationen vorzuschalten 

II. Umweltrelevante Gutachten
- Vorzeitiger vorhabenbezogener Bebauungsplan "Bürgersolarpark Ringfurth"

Einheitsgemeinde Stadt Tangerhütte, Ortschaft Ringfurth
Umweltbericht zum 2. Entwurf, Stand Februar 2025

- Vorzeitiger vorhabenbezogener Bebauungsplan "Bürgersolarpark Ringfurth"
Einheitsgemeinde Stadt Tangerhütte, Ortschaft Ringfurth
Kartierbericht 2022, Stand Juni 2023 (Anhang zum Umweltbericht)

- Vorzeitiger vorhabenbezogener Bebauungsplan "Bürgersolarpark Ringfurth"
Einheitsgemeinde Stadt Tangerhütte, Ortschaft Ringfurth
FFH-Vorprüfung, Stand April 2024
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 Auskunft erteilt: Herr Ellmer 
  
 Dienstsitz: 
 Arnimer Straße 1-4 
 39576 Hansestadt Stendal 
 Zimmer: 124 
   
 Tel.:  +49 3931 607338 
 Fax:   +49 3931 213060 
 E-Mail:  

kreisplanung@landkreis-stendal.de 
  

   

 
Ihr Zeichen: Unser Zeichen: Datum:  

------------- 63.03 Ell 15.08.2024 

Aktenzeichen: 63/546/2023-02371 eingegangen: 01.07.2024 
   

Vorhaben: vorzeitiger, vorhabenbezogener Bebauungsplan "Bürgersolarpark Ringfurth"; Größe des Geltungsberei-

ches ca. 55 ha; Leistung ca. 69 MWp 

Hier: Beteiligung der Behörden zum Entwurf gemäß § 4 Abs. 2 BauGB 

Aufstellungsverfahren gemäß § 8 Abs. 4 BauGB 

 
Antragsteller: Einheitsgemeinde Stadt Tangerhütte  39517 Tangerhütte Bismarckstraße 5 
  
Grundstück: Tangerhütte, Stadt,   
  

Lage: Gemarkung Ringfurth, Flur 7, Flurstücke 14, 19, 22, 23, 24, 25, 26, 27, 28, 29, 32, 33, 34, 35, 36, Ring-

furth, Flur 8, Flurstücke 1/2, 49/1, 49/2, 49/3, 49/4, 49/5, 49/6 

 

Stellungnahme des Landkreises Stendal gemäß § 4 Abs. 2 BauGB zum Entwurf des vorhabenbezogenen Be-

bauungsplanes “Bürgersolarpark Ringfurth“ der Einheitsgemeinde Stadt Tangerhütte  
 

Sehr geehrter Herr Herger,  

 

aufgrund der Aufforderung mit E-Mail-Beteiligungsschreiben vom 01.07.2024 teile ich Ihnen nach Prüfung des o. a. 

Planentwurfes hiermit folgende Hinweise mit:  

 

Bauordnungsamt / Kreisplanung: 

 

Punkt 2.4.1: 

Grundsätzlich besteht gemäß § 8 Abs. 4 BauGB die Möglichkeit, einen Bebauungsplan aufzustellen, zu ändern, zu 

ergänzen oder aufzuheben, bevor der Flächennutzungsplan aufgestellt ist, wenn dringende Gründe es erfordern und 

wenn der B-Plan der beabsichtigten städtebaulichen Entwicklung des Gemeindegebietes nicht entgegenstehen wird.  

Das überragende öfftl. Interesse analog der Begründung zum Punkt 2.4.5 und der finanzielle Nutzen der Gemeinde 

sollen hier ergänzt werden. 

   

In jedem Fall setzt der vorzeitige B-Plan voraus, dass das gesamte Gemeindegebiet in die Betrachtung und Auswahl-

entscheidung für Standorte und Alternativen einbezogen werden. Der Bebauungsplan muss hier die Aufgabe über 

nehmen, die ansonsten auf Ebene des Flächennutzungsplans zu erfüllen ist. Dies ist zu ergänzen und nicht durch die 

Angaben im Umweltbericht gemäß Anlage 1 zum BauGB zu kompensieren.   
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Im Rahmen der Gesamtbetrachtung des Gemeindegebietes sind vorrangig Konversionsflächen und Brachflächen in 

Anspruch zu nehmen. Weitergehend weise ich auf die Rundverfügung Nr. 09/2017 (Planung von Photovoltaik-

Freiflächenanlagen) sowie die “Handreichung für die Errichtung von großflächigen Photovoltaikfreiflächenanlagen 

und deren raumordnerische Bewertung in Sachsen-Anhalt“ (MLV) und die aktuelle Arbeitshilfe “Raumplanerische 

Steuerung von großflächigen Photovoltaik-Freiflächenanlagen in Kommunen“ des Landes Sachsen-Anhalt aus dem 

Jahr 2021 hin. 

 

Punkt 2.4.5: 

Hier soll die städtebauliche Erforderlichkeit i.S.v. § 1 Abs. 3 BauGB ergänzt werden.  

Für die in § 1 Abs. 3 BauGB genannte städtebauliche Ordnung sind allein öffentliche Belange maßgeblich. Öffentli-

che Belange, die für die städtebauliche Ordnung und Entwicklung relevant sein können, finden sich in § 1 Abs. 5 

BauGB als allgemeine Planungsleitlinien, die durch § 1 Abs. 6 BauGB nicht abschließend („insbesondere“) aufge-

zählten besonderen Planungsleitlinien konkretisiert werden. Hier bieten sich insbesondere auch § 1 Abs. 6 Nr. 7f und 

8e BauGB an. 

 

Punkt 5.6: 

Insofern die Erschließung über fremde Flurstücke erfolgt, muss diese rechtlich gesichert sein.  

Die Bauherrin muss ggf. im Baugenehmigungsverfahren eine öffentlich-rechtlich gesicherte Zufahrt über Drittgrund-

stücke zur öffentlichen Verkehrsfläche nachweisen.  

 

CEF-Maßnahmen:  

Die vorgezogenen Maßnahmen sind örtlich und rechtlich verbindlich festzulegen. Der dauerhafte Zugriff der Flächen 

und die Finanzierung der Maßnahmen müssen rechtlich gewährleistet werden.  

Dies ist in den Verfahrensordnern zu dokumentieren. 

 

Verfahrensvermerke: 

Die Verfahrensvermerke sind vollumfänglich zu ergänzen. Es ist ferner empfehlenswert, die Verfahrensvermerke 

sowie die textlichen Festsetzungen auf die Planurkunde aufzudrucken. Anlagen zum Bebauungsplan sollten insofern 

vermieden werden, so dass die Ausfertigung des Plans unproblematisch ist.   

 

Bitte berücksichtigen Sie weitergehend insbesondere die Hinweise der Rundverfügungen 03/2022 und 11/2023 (ak-

tualisierte Hinweise zum Bauleitplanverfahren und der Auslegung von Bauleitplänen / Anforderungen an die Be-

kanntmachung und Veröffentlichung nach § 3 Abs. 2 Satz 1 bis 5 BauGB bei einem regulären Bauleitplanverfahren); 

sowie die Rundverfügung Nr. 03/2019 “Datenschutzgrundverordnung (DS-GVO) in der Bauleitplanung“). 

 

Umweltamt / Sachgebiet Naturschutz und Forsten:  
 

Naturschutzfachliche Belange: 

 

Die Untere Naturschutzbehörde (UNB) kann dem Bebauungsplan „Bürgersolarpark Ringfurth“ noch nicht abschlie-

ßend zustimmen. Aufgrund der Wahl von Modulreihen in Ost-West-Ausrichtung ohne jegliche Begründung wurde 

der Vermeidungsgrundsatz gemäß § 13 BNatSchG nicht eingehalten. Es besteht Klärungsbedarf hinsichtlich der 

Überprägung durch die Module in der Eingriffs-Ausgleichs-Bilanzierung. Insbesondere die festgesetzte Grundflä-

chenzahl (GRZ) von 0,8 spiegelt sich in der Bilanzierung noch nicht wider, sodass nicht der gesamte Eingriff bewer-

tet wurde. Ferner kann dem Ergebnis der FFH-Verträglichkeitsvorprüfung zum Vogelschutzgebiet „Elbaue Je-

richow“ und den artenschutzfachlichen Einschätzungen noch nicht gefolgt werden.  

Eine erneute Prüfung durch die Fachbehörde ist zur abschließenden Klärung dieser Sachverhalte vor der Abwägung 

dringend erforderlich. 

 

Begründung: 

 

Die Prüfung der einschlägigen naturschutzfachlichen Schwerpunkte hat unter Abgleich mit den Anmerkungen und 

Hinweisen aus der Stellungnahme zum Vorentwurf des Bebauungsplans folgendes ergeben: 

 

Eingriffsregelung: 

Das Solarparkvorhaben stellt einen Eingriff in Natur und Landschaft im Sinne des § 14 BNatSchG dar. Im Rahmen 

des Bauleitplanverfahrens ist die Eingriffsregelung gemäß § 18 Abs. 1 BNatSchG abzuhandeln. 

 

Der geplanten Ost-West-Ausrichtung der Solaranlagen auf Baufeld 3 wird seitens der UNB ohne stichhaltige Be-

gründung nicht zugestimmt. Die Satteldachform verursacht eine weitaus drastischere Überprägung der Fläche als bei 

Anlagen mit Südausrichtung. Die Satteldachform führt im Vergleich zu Modulen mit Südausrichtung zu einer erhöh-

ten Beschattung und das Niederschlagswasser wird nur an den äußeren Rändern der Module den Boden erreichen. 

Die Überprägung ist also gravierender. Der Vermeidungsgrundsatz § 13 BNatSchG wird nicht eingehalten. Es wur-
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den auch keine nachvollziehbaren Gründe angegeben, warum auf der Vorhabenfläche ein solcher Anlagentyp zum 

Einsatz kommen soll. Die Angaben sind zu ergänzen. Die Form der Vorhabenfläche bzw. des Baufeldes 3 ist grund-

sätzlich für beide Ausrichtungstypen geeignet. Es besteht kein Zwang, die Ost-West-Ausrichtung zu wählen. Der 

Eingriff ist dahingehend vermeidbar. Im Landkreis Stendal gibt es einige vergleichbare Solarparke mit Anlagen 

ausschließlich in Südausrichtung, die ja offenbar auch gewinnbringend Strom produzieren. 

 

Die erforderliche Eingriffs-Ausgleichs-Bilanzierung ist Bestandteil des Umweltberichts zum Bebauungsplan. Die 

Bilanzierung wurde unter Anwendung der Richtlinie über die Bewertung und Bilanzierung von Eingriffen im Land 

Sachsen-Anhalt (Bewertungsmodell LSA) erstellt. 

 

Der Bewertung des Ausgangszustandes wird gefolgt. Der Bewertung des Planzustandes wird nicht gefolgt. 

Bis zum Erlass eines überarbeiteten Bewertungsmodells LSA durch das MWU für PV-Anlagen ist die Entwurfsfas-

sung, die den UNBs in einer Dienstberatung durch die Obere Naturschutzbehörde zwischenzeitlich an die Hand 

gegeben wurde, landeseinheitlich für die Biotop- und Planwerte zu PV-Anlagen als vorläufiger Handlungsvorschlag 

des Landesverwaltungsamtes (LVwA) anzusehen. Die UNB ist an die Anweisung zur Anwendung der Entwurfsfas-

sung im Sinne einer Dienstanweisung gebunden. Wenn in der vorliegenden Eingriffs-Ausgleichs-Bilanzierung von 

der Anwendung der Entwurfsfassung abgewichen wird, ist dies stichhaltig zu begründen, da die UNB diese Abwei-

chung vor dem Landesverwaltungsamt im Zweifelsfall begründen muss. Nachfolgende Abbildung zeigt den Entwurf 

des LVwA zur Bewertung der PV-Anlagen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

Abb. 1: Handreichung LVwA 

 

Im Zusammenhang mit der Abweichung der zum B-Plan vorgelegten Eingriffs-Ausgleichs-Bilanzierung von dem 

Bewertungsentwurf des LVwA und darüber hinaus bedürfen folgende Sachverhalte einer Korrektur: 

 

- Der Bebauungsplan setzt eine Grundflächenzahl (GRZ) von 0,8 fest. Dies schlägt sich in der Bilanzierung so 

nicht nieder. Der auf der Fläche durch diese Festsetzung mögliche Eingriff wird in der Eingriffs-Ausgleichs-

Bilanzierung bisher nicht abgebildet. Die Bewertung ist demnach unzureichend und bedarf der Korrektur. Bei 

einer GRZ von 0,8 ergibt sich eine überbaubare Grundfläche von 437.773 m2 (547.217 m2 x 0,8). Abgesehen 

davon wird in vielen Literaturquellen für eine naturschutzkonforme Solarparkgestaltung eine GRZ von 0,6 emp-

fohlen. Kann es sein, dass durch die Einplanung der Feldlerchenkorridore inzwischen eine geringere Grundflä-

chenzahl vorliegt bzw. die offenbar veraltete GRZ von 0,8 durch die Korridore nicht mehr zu halten ist? 

 

- Das Planbiotop BIY umfasst die Vollversiegelung durch die Trafos. Es fehlen die Rammpfähle. Offenbar wurde 

nicht die komplette Vollversiegelung angesetzt. Eine Korrektur ist erforderlich. Bei Solarparkvorhaben wird 

i. d. R. angegeben, wie viel Prozent der Gesamtfläche der FFPV-Anlage vollversiegelt wird. Die bisher ange-

setzte Fläche, die vollversiegelt werden soll, liegt weit unter einem Prozent der Vorhabenfläche. Das ist nicht re-

alistisch. Mir ist aus vergleichbaren Solarparkprojekten ein Anteil von 1 % bis 5 % an vollversiegelter Fläche 

bekannt. Für den Bürgersolarpark Rindfurth ist auf Ebene des B-Plans noch plausibel darzulegen, welcher Anteil 

vollversiegelt wird. Es kann nicht sein, dass im Rahmen des Bauantrags oder beim Repowering ein größerer 

Eingriff durch Mehrversiegelung zustande kommt, der in der Eingriffs-Ausgleichs-Bilanzierung nicht eingeflos-

sen ist. Ich weise darauf hin, dass die Eingriffsregelung nur auf Ebene des B-Plans abgearbeitet wird, aufgrund 

von § 18 Abs. 2 BNatSchG dann aber im eigentlichen Bauantrag als abgehandelt gilt. 
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- Die Teilversiegelung im Planzustand wurde nicht sauber abgearbeitet. Bei dem Planbiotop VWA wird mit * 

(Sternchen) angegeben, dass der Biotoptyp VWA unverändert bleibt. Das ist so nicht korrekt, da sich die Fläche 

im Vergleich zum Ausgangsbiotop VWA um 5.860 m2 vergrößert. Zudem wird innerhalb des Solarparks i. d. R. 

eine Zuwegung in geschotterter Bauweise bzw. Teilversiegelung gewählt, sodass nicht der Biotoptyp VWA, 

sondern der korrekte Biotopschlüssel VWB mit entsprechendem Planwert von 3 anzusetzen wäre. Sollte eine 

Zuwegung in ungeschotterter Bauweise möglich sein, wird dies natürlich befürwortet. Dann ist die ungeschotter-

te Bauweise aber verbindlich auf allen Planebenen (B-Plan, Bauantrag) festzulegen. Eine Überprüfung dieses 

Sachverhaltes und eine entsprechende Korrektur werden gefordert. 

 

- Der Bewertung der überbauten Flächen unter den Modulen mit Südausrichtung wird nicht gefolgt. Gemäß Ent-

wurf des Bewertungsmodells LSA wird nicht zwischen der Ausrichtung in Nord-Süd oder Ost-West unterschie-

den. Hier wird selbst Anlagen, dessen geringster Abstand zwischen Boden und Modulunterkante bei mindestens 

1,5 m liegt, nur ein Planwert von 3 zugeordnet. Ferner weise ich darauf hin, dass in den Eingriffs-Ausgleichs-

Bilanzierungen zu weiteren, innerhalb der Einheitsgemeinde Stadt Tangerhütte geplanten Solarparken, dessen 

Anlagen ebenfalls auf Ackerflächen geplant und in Nord-Süd-Ausrichtung ausgerichtet werden, für die Flächen 

direkt unter den Modulreihen ein Planwert von 3 angesetzt wird. Bei einem der Solarparkprojekte hat das selbe 

Planungsbüro die Bilanz erstellt. Aus fachlicher Sicht ist die Abweichung hier nicht nachvollziehbar. Die Be-

wertung hat entsprechend Entwurf des Bewertungsmodells LSA zu erfolgen. 

 

- Für die geplante Strauchhecke wurde nicht der Planwert von 14 WP/ m2 herangezogen, der dem Biotoptyp HHA 

im Bewertungsmodell LSA zugeordnet ist. Eine Korrektur dieses redaktionellen Fehlers inklusive der Folgefeh-

ler ist erforderlich. 

 

Da hier wesentliche Bestandteile der Eingriffs-Ausgleichs-Bilanzierung berührt werden, ist die korrigierte Bilanz der 

UNB nochmals zur Prüfung vorzulegen. 

 

Betrachtungen zur Landschaftsbildbeeinträchtigung sind notwendiger Bestandteil der Eingriffsregelung. Den Aus-

führungen hierzu im Umweltbericht ist zu entnehmen, dass eine Einsehbarkeit von der K1471 und teilweise von der 

Ortslage von Ringfurth gegeben sein wird. Im Umweltbericht, Kapitel 2.9 wird angegeben, dass durch die am südli-

chen Rand des räumlichen Geltungsbereiches geplanten Heckenpflanzungen perspektivisch der Blick auf die PVA 

verdeckt wird. Ist das unter der gegebenen Reliefenergie nach Aufwachsen der Sichtschutzhecke tatsächlich der Fall? 

Es wurde in Kapitel 2.9 auch vergessen zu betrachten, ob eine Einsehbarkeit von Polte aus gegeben ist. 

 

Alle Forderungen zur Kompensationsmaßnahme A03 (Sichtschutzpflanzung) hinsichtlich Breite der Sichtschutz-

pflanzung, Anzahl Pflanzreihen, Verwendung heimisches Pflanzmaterial aus korrektem Herkunftsgebiet, Herstel-

lungszeitpunkt, Gewährleistungsfrist, Maßgabe von Pflege und Erhalt sind in den Festlegungen adäquat niederge-

schlagen. Es ergeben sich daher auf Entwurfsebene keine weiteren Anmerkungen oder Hinweise. 

 

Bei der Sichtschutzpflanzung ist noch fraglich, ob sie sich auf der Vorhabenfläche auch etablieren kann. Die Vorha-

benfläche fällt in das Cobbel-Scherener Dünengebiet. Im Rahmen des Bauantrags ist daher die Auswahl der Strauch-

arten mit der UNB abzustimmen. Ein Hinweis ist aufzunehmen. 

 

In der Satzung zum B-Plan fehlt noch der Hinweis, dass die UNB bei der Abnahme der Pflanzung zu beteiligen ist. 

Nach § 17 Abs. 7 ist die zuständige Genehmigungsbehörde für die Prüfung der frist- und sachgerechten Durchfüh-

rung der Vermeidungs- sowie der festgesetzten Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen einschließlich der erforderlichen 

Unterhaltungsmaßnahmen verantwortlich. Bei Bebauungsplänen ist dies die Gemeinde. Sie kann die Pflanzverpflich-

tungen inklusive der Verpflichtung zu Pflege und Erhalt durch vertragliche Regelungen an die Bauherren bzw. die 

Investoren weitergeben. Entsprechend der Benehmensregelung nach § 17 Abs. 1 BNatSchG ist die Naturschutzbe-

hörde bei der Prüfung der frist- und sachgerechten Durchführung der Maßnahmen mit einzubeziehen. Die UNB ist 

verpflichtet, die Grünmaßnahmen als Kompensationsmaßnahmen in einem Verzeichnis zu führen (§ 17 Abs. 6 

BNatSchG). Daher hat die Gemeinde bzw. bei o. g. vertraglichen Vereinbarungen der Bauherr den Vollzug der 

Pflanzung an die UNB zu melden, damit diese ihrer Verpflichtung nachkommen kann. 

 

Zur Maßnahme ACEF02 ist im Textteil stets die Rede von einer Breite von 30 m. In der Planzeichnung wurde jedoch 

ein Abstand von 20 m zwischen Waldkante und baulichen Anlagen dargestellt. Dieser Widerspruch ist zu bereinigen. 

 

Es ist dafür Sorge zu tragen, dass die Gehölze vor Wild- und Nutztierverbiss geschützt werden. Unter den Hinweisen 

im Satzungsentwurf fehlt dieser Sachverhalt in Gänze. Wie im Umweltbericht, Kapitel 5.3 erläutert, ist an dem 

Standort definitiv mit Verbiss durch Wildtiere zu rechnen. Eine Zäunung der Gehölzpflanzung ist demnach verbind-

lich vorzuhalten. Ferner muss eine Aussage zum Schutz vor Nutztierverbiss getroffen werden, da die Vorhabenpla-

nung auch eine Beweidung unter den Modulen vorsieht. Ein Hinweis ist zur Pflanzmaßnahme direkt im Satzungs-

entwurf zu ergänzen. 
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Schutzgebiete, Schutzobjekte und Gehölzschutz: 

Die Vorhabenfläche ist auch weiterhin nicht Bestandteil eines naturschutzrechtlichen Schutzgebietes. 

 

Das FFH-Gebiet „Elbaue bei Bertingen“ ist ca. 350 m zur Vorhabenfläche (gemessen vom südwestlichen Eckpunkt 

B-Plan) entfernt. Gleiches gilt für das Vogelschutzgebiet „Elbaue Jerichow“. Die in der Stellungnahme zum Vorent-

wurfs des B-Plans geforderte Vorprüfung auf FFH-Verträglichkeit wurde zum Entwurf des B-Plans vorgelegt. Ge-

mäß Kapitel 4.2.2 der FFH-VVP besitzt das Plangebiet gemäß Managementplan Bedeutung als Rast-, Schlaf-, Sam-

melplatz und Nahrungsfläche für zahlreiche feuchtgebietsgebundene Arten. Eine Erheblichkeit durch die Überbau-

ung wurde jedoch ohne Begründung verneint. Dieser Einschätzung zum Vogelschutzgebiet bzw. seinen relevanten 

Arten kann aufgrund der fehlenden Begründung nicht gefolgt werden. Eine Zielvorgabe des Vogelschutzgebietes ist 

jedoch die Erhaltung und Förderung der Rasthabitate der Rastvögel. Dabei sollen offene Kulturlandschaften erhalten 

werden. Eine Überplanung mit baulichen Anlagen steht dieser Erhaltung entgegen. Die Rastvögel werden die Flä-

chen zwischen den Modulreihen nicht mehr nutzen, da sie aufgrund der Sichtverstellung herannahende Beutegreifer 

nicht rechtzeitig erkennen können. Die Betrachtungen sind dahingehend unvollständig und bedürfen einer Ergän-

zung. Die Ergebnisse sind nach der Überarbeitung der UNB erneut zur Prüfung vorzulegen, da die FFH-

Verträglichkeit als wesentlicher Schwerpunkt des Naturschutzes an dieser Stelle noch nicht abschließend geklärt ist. 

 

Hinweis: Auch die Einschätzung in der FFH-VVP in Kapitel 5 (Zusammenwirken mit anderen Plänen und Projekten) 

wäre durchaus ergänzungsfähig, wenn weitere, großflächige Solarparkvorhaben ähnlich wie das hier vorliegende in 

der Nähe des Vogelschutzgebietes geplant sind. Für die Zug- und Rastvögel, die die Offenlandflächen in Elbnähe 

nutzen, wird die bauliche Überprägung von großen Flächen spätestens in Kumulation mit anderen Solarparkvorha-

ben einen Lebensraumverlust darstellen. Noch sind der UNB jedoch keine weiteren Solarparkvorhaben entlang der 

Offenlandflächen in der Nähe zum Vogelschutzgebiet „Elbaue Jerichow“ bekannt. 

Auch, wenn der überragende Belang „Energiewende“ im Sinne des § 2 EEG als Pauschal-Legitimation für großflä-

chige Solarparke herangezogen wird, sollte doch bei jedem einzelnen Vorhaben der Schutz der Arten und der Erhalt 

ihrer Lebensräume, so eben auch der Raststätten, als politische Zielvorgaben nicht gänzlich vergessen werden. Zur 

Einhaltung dieser Zielvorgaben trägt die Wahl der Anlagengröße des Solarparks und die Entscheidung über weitere 

Solarparkvorhaben in räumlicher Nähe auf gemeindlicher Ebene eine maßgebliche Rolle. Ich appelliere daher an die 

Gemeinde, diese Aspekte planübergreifend im Auge zu behalten. 

 

 

Im Rahmen der Prüfung der Entwurfsunterlagen haben sich hinsichtlich der gesetzlich geschützten Biotope gemäß 

§ 30 BNatSchG und § 22 NatSchG LSA und der Alleen und einseitigen Baumreihen gemäß § 21 NatSchG LSA 

keine weiteren Anmerkungen und Hinweise ergeben. 

 

Die beiden Einzelbäume im Geltungsbereich des B-Plans fallen unter die Gehölzschutzverordnung. Meinem Hinweis 

hierzu in der Stellungnahme wurde nachgekommen. Im Sinne einer naturschutzkonformen Anlagengestaltung wur-

den die angeforderten Pufferflächen um die beiden Solitärgehölze gebildet. 

 

Zum Vorentwurf verwies ich auf die Bestimmungen der DIN 18920 und der RAS-LP4 Richtlinie für die Anlage von 

Straßen, Teil: Landschaftspflege, Abschnitt 4: Schutz von Bäumen, Vegetationsflächen und Tieren bei Baumaßnah-

men, die bzgl. der Festlegungen zum Gehölzschutz bei Bauarbeiten umfassend einzuhalten sind. Diese konkreten 

Regelwerke sollten zumindest noch Eingang in Vermeidungsmaßnahme V03 finden. 

 

Der Planzeichnung zum B-Plan sind zwei Ein- und Ausfahrten zu entnehmen. Eine Ausfahrt befindet sich am Wege-

flurstück 19, Flur 7, Gemarkung Ringfurth. Die Zuwegung zu der Auffahrt erfolgt über die Gemarkung Ringfurth, 

Flur 8, Flurstück 66 und Flur 5, Flurstück 5/1. Es handelt sich um einen vorhandenen, unbefestigten Feldweg. Er 

wird von der K1471 aus erreicht. Am entsprechenden Abzweig von der K1471 auf diesen Feldweg sind Gehölze 

vorhanden. In meiner Stellungnahme zum Vorentwurf des B-Plans hatte ich daher auch auf den Schutz von Gehölz-

beständen an den Zuwegungen vor Beeinträchtigungen aller Art hingewiesen. Die Vermeidungsmaßnahme V03 

sollte um den Schutz der Gehölze an den Zuwegungen ergänzt werden. Ich bitte um Ergänzung. 

 

Artenschutz: 

Für das Vorhaben wurden artenschutzfachliche Untersuchungen durchgeführt und nachvollziehbar im Umweltbe-

richt dargestellt und ausgewertet. Die Belange des allgemeinen und besonderen Artenschutzes nach §§ 39 und 44 

BNatSchG wurden ausreichend abgearbeitet. Die abgeleiteten Artenschutzmaßnahmen wurden als Vermeidungs-

maßnahmen und als vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen ACEF01, ACEF02 und ACEF04 übersichtlich und in der Sat-

zung zum B-Plan als Hinweise aufgenommen. 

 

Da keine Maßnahmen an den Gehölzen im Geltungsbereich des B-Plans vorgesehen sind, wird der Verbotszeitraum 

des § 39 Abs. 5 Nr. 2 BNatSchG nicht tangiert. 
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Den Argumentationsketten zu den Verbotstatbeständen des § 44 BNatSchG kann grundsätzlich gefolgt werden. Es 

haben sich jedoch noch folgende Fragen zu einzelnen Arten der Avifauna im Umweltbericht, Kapitel 2.2.1 und 2.2.5 

ergeben: 

 

- Je ein Brutpaar der Arten Bluthänfling und Neuntöter wurden im Gehölzbestand südlich der Vorhabenfläche 

verortet. Bei den Betrachtungen zum Konfliktpotenzial wurde nur auf den Erhalt der Hecke abgestellt, nicht je-

doch auf ein mögliches Erfüllen des baubedingten Störungstatbestandes während der Brutzeit. Da eine der bei-

den Zuwegungen genau an der Hecke vorbeiführt, sind die Betrachtungen dahingehend für beide Arten zu er-

gänzen. Eine mögliche Vermeidungsmaßnahme bestünde in der ausschließlichen bauzeitlichen Nutzung des 

Feldweges „Die Trift“, der mittig durch den geplanten Solarpark verläuft. Damit würde zudem auch der Gehölz-

bestand am Abzweig von der K1471 auf den Feldweg, der westlich in den Solarpark führt, vor baubedingten 

Beeinträchtigungen geschützt. 

 

- Bei einer Vorhabenfläche von fast 55 ha kann die UNB Baumaßnahmen innerhalb der Brut- und Aufzuchtzeit 

von Feld- und Heidelerche nicht pauschal zustimmen. Die Annahme, dass der Brutpaarbestand einer solch gro-

ßen Vorhabenfläche auf die umliegenden Flächen ausweichen kann, ist unrealistisch. Dies würde nur gelingen, 

wenn auf allen umliegenden Ackerflächen im Baujahr des Solarparks besonders geeignete Feldfrüchte angebaut 

würden. Das ist praktisch nicht umsetzbar. Ich verweise auch auf den vorhandenen Revierdruck der umliegen-

den Acker- und Grünlandflächen. Es ist jedoch ggfs. eine abschnittsweise Bauausführung in der Brut- und Auf-

zuchtzeit denkbar, wenn die Baufeldfreimachung vor der Brutsaison beginnt und ein Vorkommen von brütenden 

Vögeln im Rahmen einer ökologischen Baubegleitung ausgeschlossen wird. Die Bauabschnitte wären dann mit 

der UNB abzustimmen. Ferner sind dann Maßnahmen für den Fall einer längeren Unterbrechung der Bautätig-

keiten zu ergreifen, insbesondere für den Fall, wenn zwischen Baufeldfreimachung und Beginn der Baumaß-

nahmen eine Unterbrechung stattfindet. Eine Unterbrechung der Bauzeit darf höchstens 10 Tage betragen. In 

Abstimmung mit der UNB sind ggf. Vergrämungsmaßnahmen, wie das Stellen von Flatterbändern, zu ergreifen. 

- Der Brutplatzverlust stellt eine unvermeidbare Beeinträchtigung dar. Zur Vermeidung des Verbotstatbestandes 

nach § 44 Abs. 1 Nr. 3 ist daher eine vorgezogene Ausgleichsmaßnahme erforderlich. Diese wurde mit Maß-

nahme ACEF01 (Anlage von 4 Brachestreifen) innerhalb des Solarparks konzipiert. Die Maßnahme ACEF01 wird 

seitens der UNB ausdrücklich befürwortet. Hierzu ist der errechnete Maßnahmenumfang allerdings noch nicht 

nachvollziehbar. Aus anderen Umweltberichten zu Solarparken ist bekannt, dass ABBO (2001) von einer nor-

malen Siedlungsdichte von 2,5 bis 3,5 Revieren je 10 ha ausgeht, also mindestens 4 ha pro Brutpaar. Bei 4 Brut-

revieren ergibt sich somit ein Bedarf von 16 ha Brachestreifen. Die bisher eingeplanten Brachestreifen sollen je-

doch nur einen Umfang von 0,4 ha aufweisen. Das erscheint nicht plausibel, da die Literatur doch 4 ha pro Brut-

paar vorsieht. 

In diesem Zusammenhang weise ich darauf hin, dass die im Umweltbericht verwendete Literaturquelle ABBO 

(2001) im Literaturverzeichnis nicht enthalten ist. 

 

Hinweis: Auf der Vorhabenfläche wurden insgesamt 4 Brutpaare der Feldlerche nachgewiesen. Über die Bauphase 

hinaus erfolgt eine Beanspruchung von Flächen insbesondere durch die Überdeckung mit Modulen, die zu einer 

Vergrämung der Art führt. Bei der derzeit vorgesehenen Anlagengestaltung mit Reihenabständen unter dem erforder-

lichen Mindestmaß von 6 m gemäß TRÖLTZSCH & NEULING (2013) geht der Standort als Fortpflanzungsstätte 

für diesen Bodenbrüter auf der Vorhabenfläche verloren. Die Argumentation zur Feldlerche in Kapitel 2.2.5 „Ein 

Ausweichen auf weitere geeignete Bruthabitate im näheren Umfeld des Untersuchungsraumes ist möglich“ ist in 

diesem Zusammenhang nicht mehr zeitgemäß (siehe hierzu auch meine Ausführungen im vorhergehenden Absatz). 

Kumulativ wird die Reduzierung von geeigneten Brutplätzen zu einer erheblichen Beeinträchtigung im Sinne § 44 

BNatSchG führen. Dies wird von der wissenschaftlichen Erkenntnis über das allgemeine Artensterben untermauert. 

 

- In der Stellungnahme zum Vorentwurf des B-Plans wurde gefordert aufgrund der Größe des geplanten Solar-

parks (ca. 55 ha), der Beschaffenheit der Ausgangsfläche als Offenland und der Nähe zum Vogelschutzgebiet 

eine mögliche Betroffenheit der Zug- und Rastvögel zu prüfen. Das ist nicht erfolgt. Die Planunterlagen sind da-

hingehend zu ergänzen. Da der Kartierzeitraum zur Avifauna ausschließlich in den Sommermonaten lag, liegt 

eine Erfassung durch Vorort-Begehung nicht vor. Ich halte dies aber aufgrund der Größe der zukünftig baulich 

überprägten Fläche und ihrer Nähe zur Elbe für notwendig. 

 

- Der geplante Solarpark weist eine Anlagenlänge und eine Anlagenbreite von je ca. 900 m auf. Aus diversen 

Leitlinien zu naturverträglichen Solarparken kann die Erforderlichkeit von Querungshilfen für Großsäuger ab 

einer Anlagenlänge von 500 m entnommen werden. Der Sachverhalt ist aus Gründen des allgemeinen Arten-

schutzes betrachtungsrelevant. Gemäß § 39 Abs.1 Nr. 3 BNatSchG ist es verboten, Lebensstätten wild lebender 

Tiere zu beeinträchtigen. Mit dem vorhandenen Verkehrsnetz geht bereits nachweislich eine Störung des Wan-

derverhaltens von Wildtieren und in der Folge eine zunehmende genetische Verarmung einher. Die Einzäunung 

großflächiger Areale in der freien Landschaft, wie sie derzeit durch diverse Solarparkprojekte realisiert wird 

(hier über 55 ha Fläche, zumal noch überwiegend im Bereich der angrenzenden Waldmäntel), trägt zu dieser 

Problematik bei. Die barrierearme Nutzbarkeit der Wanderrouten als Teil des Lebensraumes wird beeinträchtigt. 
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Um für die Wildtiere eine bessere Durchgängigkeit zu schaffen, sollte daher der Feldweg, der den Solarpark et-

wa mittig durchläuft, nicht in die Einzäunung des Parks integriert werden. Ich bitte um Anpassung der Planung. 

 

Hinweis: 

 

Die Existenz von zwei Umweltberichten auf Entwurfsebene, ein Bericht der Stadt und Land Planungsgesellschaft 

mbH und ein Bericht als Anlage 1 im Dokument Begründung, ist irritierend. Meiner fachlichen Prüfung habe ich 

ausschließlich den Umweltbericht der Stadt und Land Planungsgesellschaft mbH zugrunde gelegt. 

 

Forstliche Belange: 

 

Von dem Vorhaben ist Wald nach § 2 Landeswaldgesetz Sachsen-Anhalt (LWaldG) indirekt betroffen. Der Gel-

tungsbereich grenzt im Norden und Westen direkt an Waldflächen. 

 

Forstrechtliche Belange der Unteren Forstbehörde des Landkreises Stendal stehen dem Vorhaben nicht entgegen. 

 

Die Stellungnahme des Landeszentrum Wald als zuständiger Behörde für Waldschutz und Vorbeugenden Wald-

brandschutz gemäß § 34 Abs. 1 LWaldG ist zu berücksichtigen. Eine Beteiligung zum Entwurf wird daher als erfor-

derlich angesehen.  

 

 

 

 

 

 

Mit freundlichem Gruß  
 

Im Auftrag  

 

M. Ellmer  
- Bauordnungsamt / Kreisplanung - 
















